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662. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Protokolls
betreffend das Verbot der Verwendung von
erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen
und von bakteriologischen. Mitteln im Krieg

Nach Mitteilungen der Französischen Regierung
haben folgende weitere Staaten ihre Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunden zum Protokoll betreffend
das Verbot der Verwendung von erstickenden,
giftigen oder ähnlichen Gasen und von bakteriolo-
gischen Mitteln im Krieg (BGBl. Nr. 202/1928,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 412/1989) hinterlegt bzw. erklärt, sich auch
nach Erlangung ihrer Unabhängigkeit an dieses
Protokoll gebunden zu erachten:

Albanien, Angola, Kamerun, Kap Verde, Liech-
tenstein, Nicaragua, St. Kitts und Nevis und
Swasiland.

Angola hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde den Vorbehalt erklärt, daß

— es sich gegenüber nur solchen Staaten
verpflichtet, die das Protokoll unterzeichnet,
ratifiziert oder ihm beigetreten sind;

— daß das Protokoll für Angola gegenüber
jedem feindlichen Staat die bindende Kraft
verlieren wird, dessen Streitkräfte oder dessen
tatsächliche oder rechtliche Verbündete die
Verbote, die den Gegenstand dieses Proto-
kolls bilden, nicht beachten sollten.

Nachstehende Staaten haben den anläßlich der
Ratifikation bzw. des Beitritts erklärten Vorbehalt
zurückgezogen:

Bulgarien (BGBl. II Nr. 88/1934), Chile (BGBl.
Nr. 394/1935), Kanada (BGBl. Nr. 199/1930),
Mongolei (BGBl. Nr. 412/1989) und Rumänien
(BGBl: Nr. 308/1929).

Vranitzky

663. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Erteilung europäischer Patente

(Europäisches Patentübereinkommen)

Nach Mitteilung der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen
über die Erteilung europäischer Patente (Euro-
päisches Patentübereinkommen) (BGBl.
Nr. 350/1979, in der Fassung BGBl. Nr. 351/1979,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 37/1990) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Monaco 27. September 1991
Portugal 14. Oktober 1991

Vranitzky
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664.
(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr der Republik Öster-
reich und der für das ADR zuständigen
Behörde des Königreiches Norwegen gemäß
Rn. 10 602 des ADR betreffend Abweichungen
von den Vorschriften hinsichtlich der Abmes-
sungen für die orangefarbene Tafel und den

Gefahrzettel 7D

1. Abweichend von Rn. 10 500 und Rn. 71 500
der Anlage B des ADR dürfen, wenn es die Größe
und Konstruktion des Fahrzeugs erfordert, die
Abmessungen der orangefarbenen Tafel gemäß
Rn. 10 500 auf 300 mm für die Grundlinie, 120 mm
für die Höhe und 10 mm für den schwarzen Rand
verkleinert werden und die Abmessung des
Gefahrzettels nach Muster 7D auf 100 mm für jede
Seite verkleinert werden.

2. Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 10 602 des
ADR."

3. Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
Österreich und Norwegen bis auf Widerruf durch
eine der Vertragsparteien.

Wien, am 4. Oktober 1991

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Oslo, am 7. November 1991

Die für das ADR zuständige Behörde des
Königreiches Norwegen:

I. Tenold

Vranitzky

665.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEN VEREINIGTEN STAA-
TEN VON AMERIKA BETREFFEND DIE
AMERIKANISCHE INTERNATIONALE

SCHULE IN WIEN

Die Republik Österreich und die Vereinigten
Staaten von Amerika,
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vom Wunsche geleitet, den Status der Amerikani-
schen Internationalen Schule in Wien zu regeln, die
1959 von den Botschaften der Vereinigten Staaten
von Amerika und Kanadas gegründet wurde und die
seither unter der Schirmherrschaft der Botschaft der
Vereinigten Staaten von Amerika steht,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Amerikanische Internationale Schule in Wien
(in Hinkunft als „Schule" bezeichnet) wird in
Übereinstimmung mit den österreichischen gesetzli-
chen Bestimmungen für Privatschulen geführt.

Schulerhalter ist die „Association ,American
International School'", vertreten durch ihren
Executive Board.

Artikel 2

Die Republik Österreich räumt der Schule
folgende Rechtsstellung ein:

a) Die Befreiung des Schulerhalters von allen,
welchen Namen immer tragenden Abgaben,
seien es einmalige oder wiederkehrende, seien
es Abgaben des Bundes oder solche einer
anderen Gebietskörperschaft, soweit diese
Abgaben mit der Schaffung, der Einrichtung
und der Erfüllung der erzieherischen Aufga-
ben und Ziele der Schule zusammenhängen,
ferner die Befreiung von Abgaben für
unentgeltliche und letztwillige Zuwendungen
an die Schule. Dies gilt nicht für die nach dem
österreichischen Behinderten-Einstellungsge-
setz zu entrichtende Ausgleichstaxe.

b) Die Befreiung des Schulerhalters hinsichtlich
des für erzieherische Zwecke benutzten
Grundbesitzes der Schule von der Grund-
steuer, auch wenn der Eigentümer keine
Körperschaft des öffentlichen Rechtes ist.

c) Die Befreiung von Zöllen und anderen
Einfuhrabgaben hinsichtlich des Materials, das
der Einrichtung der Schule sowie Lehr- und
Lernzwecken dient.

d) Die. Befreiung der an der Schule tätigen
Lehrkräfte und des für die administrative
Leitung der Schule tätigen Personals des
Schulerhalters, soweit nicht österreichischer
Staatsangehörigkeit, von allen Steuern hin-
sichtlich der für diese Tätigkeit empfangenen
Gehälter, von allen Steuern hinsichtlich ihrer
nicht inländischen Einkünfte, schließlich von
allen bestehenden und künftigen Vermögens-
steuern, mit Ausnahme der auf das in
Österreich befindliche Vermögen (Inlandsver-
mögen) entfallenden derartigen Steuern, so-
weit eine steuerliche Erfassung durch einen
anderen Staat als Österreich erfolgt.

e) Die Befreiung des Schulerhalters von der
Verpflichtung zur Entrichtung des Dienstge-
berbeitrages zum Ausgleichsfonds für Fami-
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lienbeihilfen. Die Lehrkräfte und das für die
administrative Leitung der Schule tätige
Personal des Schulerhalters, soweit nicht
österreichischer Staatsangehörigkeit, sind von
den Leistungen aus dem Familienlastenaus-
gleich ausgeschlossen; gleiches gilt für deren
Ehegatten und minderjährige Kinder, die mit
dem Dienstnehmer im gemeinsamen Haushalt
leben.

f) Die Nichtanwendung des Österreichischen
Ausländerbeschäftigungsgesetzes hinsichtlich
der Lehrkräfte an der Schule und des für die
administrative Leitung der Schule tätigen
Personals.

Artikel 3

Die an der Schule tätigen Lehrkräfte und das für
die administrative Leitung der Schule tätige
Personal sind, sofern sie Angehörige der im
Schulerhalter repräsentierten Staaten sind, von der
Wahrnehmung der ihnen und der Arbeitnehmer-
schaft im Rahmen der Betriebsverfassung des
Österreichischen Arbeitsverfassungsgesetzes zu-
kommenden Rechte und Befugnisse hinsichtlich
ihrer Tätigkeit an dieser Schule ausgenommen.

Artikel 4

Schüler österreichischer Staatsbürgerschaft haben
zur Schule nach Maßgabe des vorhandenen Platzes
freien Zutritt, sofern sie über ausreichende Eng-
lischkenntnisse verfügen, um dem Unterricht folgen
zu können, und dadurch die Aufnahme von Kindern
mit Englisch als Mutter- oder Umgangssprache
nicht beeinträchtigt wird.

Artikel 5

Sofern die Republik Österreich Schulen in den
Vereinigten Staaten von Amerika errichten will,
werden die Vertragsparteien in Verhandlungen
eintreten, um vertraglich solchen Schulen eine der
Amerikanischen Internationalen Schule in Wien
vergleichbare Rechtsstellung einzuräumen.

Artikel 6

Dieses Übereinkommen tritt mit dem ersten Tag
des zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in
dem die Vertragsparteien einander die Erfüllung der
verfassungsmäßigen Voraussetzungen für das In-
krafttreten mitgeteilt haben, in Kraft.

Artikel 7

Dieses Übereinkommen gilt auf unbestimmte
Zeit.

Jede der Vertragsparteien kann dieses Überein-
kommen schriftlich auf diplomatischem Weg
kündigen. Die Kündigung wird 270 Tage nach
Empfang der Mitteilung durch die andere Partei
wirksam.
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Geschehen zu Wien, am 13. September 1989, in
zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Mock

Für die Vereinigten Staaten von Amerika:
Grunwald

Die Mitteilungen gemäß Art. 6 des Abkommens wurden am 31. Jänner 1990 bzw. 12. September 1991
abgegeben; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 6 mit 1. November 1991 in Kraft getreten.

Vranitzky
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